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Satzung 

zur 3. Änderung der Satzung 
für die Durchführung von Bürgerentscheiden 

vom 11.07.2023 
 
  
 

Aufgrund von § 7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f) der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt  
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) und § 1 der 
Verordnung zur Durchführung des Bürgerentscheids vom 10.07.2004 (GV. NRW. S. 
383/SGV. NRW. 2021), zuletzt geändert durch Verordnung vom 30.06.2020 (GV. NRW. S. 
702), hat der Rat der Stadt Xanten am 20.06.2023 folgende Satzung zur 3. Änderung der 
Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
In § 6 Absatz 1 Satz 2 der Satzung wird Angabe „am 35. Tage“ durch die Angabe  
„am 42. Tage“ ersetzt.  
  

 

 

 
§ 2 

 
§ 17 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Folgende Vorschriften der Kommunalwahlordnung vom 31.08.1993 (GV. NRW. S. 592, 
ber. S. 567/SGV.NRW. 1112), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
05.05.2020 (GV. NRW. S. 312d) finden entsprechende Anwendung: §§ 4, 7 bis 11, 12, 13 
bis 18, 19, 20 bis 22, 32 Abs. 6, 33 bis 60, 81 bis 83.“ 
 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur 3. Änderung der Satzung für die Durchführung von Bürgerentscheiden  
tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Xanten zur 3. Änderung der Satzung für die Durchführung 
von Bürgerentscheiden wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
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b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Xanten, 11.07.2023 
 
gez.: 
Thomas Görtz 
Bürgermeister 

 
 
 

Satzung 
zur 10. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an 

öffentlichen Straßen – Sondernutzungssatzung - 
vom 11.07.2023 

 
Aufgrund der §§ 18, 19 und 19 a des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein- 
Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.1995 (GV NRW S. 
1028, ber. 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327) in der jeweils gültigen Fassung i.V.m. §§ 
7, 41 Abs. 1 lit. f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW S. 2023) in der 
zurzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Xanten in seiner Sitzung am 20.06.2023 folgende 
Satzung zur 10. Änderung der Sondernutzungssatzung im Gebiet der Stadt Xanten 
beschlossen: 
 

§ 1 
 

§ 6 Abs. 1 erhält folgende neue Fassung: 
 
„Wahlstände bis 30 m² sind in einem Zeitraum von drei Monaten unmittelbar vor dem Wahltag 
erlaubnis- und gebührenfrei zulässig. Wahlstände sind in unmittelbarer Nähe zu öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen und Kinderspielplätzen nicht zulässig.“ 
 

§ 2 
 

Diese Satzung zur 10. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen – Sondernutzungssatzung – tritt am Tag nach der 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 10. Änderung der Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen - Sondernutzungssatzung - wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Xanten, 11.07.2023 
 
gez.: 
Thomas Görtz 
Bürgermeister 
 

 


